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se Prüfung, dass Verkehrsverbote für Dieselfahrzeuge die einzig
geeignete Maßnahme zur schnellstmöglichen Einhaltung über-
schrittener Stickoxidgrenzwerte sind, muss es diese unter Wah-
rung der Verhältnismäßigkeit in Betracht ziehen. Das Verwal-
tungsgericht Stuttgart hatte festgestellt, dass dort lediglich ein
Verkehrsverbot für alle Kraftfahrzeuge mit Dieselmotoren unter-
halb der Schadstoffklasse Euro 6 sowie für alle Kraftfahrzeuge mit
Ottomotoren unterhalb der Schadstoffklasse Euro 3 in der Um-
weltzone eine geeignete Luftreinhaltemaßnahme darstellt. Dem
hält das Bundesverwaltungsgericht – BVerwG 7 C 30.17 – nun
entgegen, dass dabei der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu
wahren sei. Demnach ist dort eine phasenweise Einführung von
Verkehrsverboten zu prüfen, die in einer ersten Stufe nur ältere
Fahrzeuge (etwa bis zur Abgasnorm Euro 4) betrifft. Euro-5-Fahr-
zeuge dürfen jedenfalls nicht vor dem 1. September 2019, also
vier Jahre nach Einführung der Abgasnorm Euro 6, mit Verkehrs-
verboten für ganze Umweltzonen belegt werden. Zur Wahrung der
Verhältnismäßigkeit bedürfe es darüber hinaus hinreichender Aus-
nahmen, z. B. für Handwerker oder bestimmte Anwohnergruppen,
so das Gericht in seiner heutigen Pressemitteilung. Das Bundes-
verwaltungsgericht stellte außerdem fest, dass die StVO die Be-
schilderung sowohl zonaler als auch streckenbezogener Ver-
kehrsverbote für Diesel-Kraftfahrzeuge ermögliche. Ein deutlich
erschwerter Vollzug gegenüber einer „Plakettenregelung“ führe
nicht zur Rechtswidrigkeit einer solchen Regelung.

Das Bundesverwaltungsgericht hat am 27.02.2018 seine mit Span-
nung erwarteten Urteile zu den Gerichtsentscheidungen der Ver-
waltungsgerichte Düsseldorf und Stuttgart zur Fortschreibung der
Luftreinhaltepläne für Düsseldorf und Stuttgart verkündet. Dabei
betonte das Bundesverwaltungsgericht, dass bei der Prüfung von
Verkehrsverboten seine Maßgaben zur Wahrung der Verhältnis-
mäßigkeit zu beachten sind. Die CDH begrüßt die ausgewogenen
Urteile des Bundesverwaltungsgerichtes, auch wenn es die Sprung-
revisionen der betroffenen Bundesländer gegen die erstinstanzli-
chen Urteile zur Fortschreibung der Luftreinhaltepläne für Düssel-
dorf und Stuttgart überwiegend zurückgewiesen hat und damit
grundsätzlich Verkehrsverbote zur Einhaltung von Schadstoff-
grenzwerten ermöglicht. Denn das Bundesverwaltungsgericht un-
tersagt einerseits sowohl generelle Fahrverbote für Dieselfahrzeu-
ge als auch Einfahrverbote in Umweltzonen für Fahrzeuge, die jün-
ger sind als vier Jahre, als unverhältnismäßig und verlangt zudem
Ausnahmeregelungen. 
Andererseits stellt das Gericht ausdrücklich fest, dass die Einfüh-
rung einer blauen Plakette nicht erforderlich sei. Für Dieselfahr-
zeuge der Schadstoffklasse Euro 6 drohen demnach gar keine und
für Dieselfahrzeuge der Schadstoffklasse Euro 5 bis zum 31. Au-
gust 2019 nur punktuelle Fahrverbote auf einzelnen Straßen. 
Nach dem Urteil BVerwG 7 C 26.16 muss Nordrhein-Westfalen
nun Maßnahmen zur Begrenzung der von Dieselfahrzeugen aus-
gehenden Emissionen in Düsseldorf ernsthaft prüfen. Ergibt die-

Urteile des Bundesverwaltungs gerichtes zu Fahrverboten: 
CDH begrüßt hohe Hürden für Fahrverbote 

Angekündigte Einstellung des aktiven
Tagesgeschäftes keine Kündigung

Die E-Mail eines Handelsvertreters an den Geschäftsführer des Un-
ternehmers mit dem Inhalt, dass er sich entschieden habe, das akti-
ve Tagesgeschäft einzustellen, aber seine Kunden und die akquirier-
ten Kontakte weiter bearbeiten wolle, enthält weder eine ausdrück-
liche noch eine konkludente Kündigungserklärung des Handelsver-
tretervertrages.  Zusätzlich hatte der Handelsvertreter in dieser 
E-Mail erklärt, dass beide wie versprochen in Kürze klären würden,
wie das im Einzelnen aussehen würde, und dass er den Geschäfts-
führer des Unternehmers auffordere mitzuteilen, ob er noch mit ihm
zusammenarbeiten wolle und in welcher Form. Eine Kündigungser-
klärung muss vielmehr eindeutig und unmissverständlich zum Aus-

druck bringen, dass der Vertrag spätestens mit Ablauf der Kündi-
gungsfrist beendet werden soll.
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Am 13. April wird Steffen Becker, Autor des Buches „Anti-Stress-Trai-
ner für Handelsvertreter“, zu gleichnamigem Thema referieren. Der
ehemalige Handelsvertreter weiß aus seiner persönlichen Erfahrung
genau, welche Stressoren es in diesem Beruf gibt – und wie man ih-
nen auf sinnvolle und faire Weise begegnet.




